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Die rote Fahne nur zerknüllen und auf 
den Boden pfeffern? Das wäre kein 
ausreichend starkes Signal gewe-
sen. Der 18jährige Tony Chung nahm 
daher auch die Fahnenstange in die 
Hände und zertrümmerte sie mit gro-
ßer Wucht. Er hatte sie zuvor einem 
Peking-freundlichen Gegendemons-
tranten entrissen. Jemand filmte die 
Szene auf Video. Daraufhin wurde der 
Schüler in der Hongkonger Protestbe-
wegung zum Helden. 

Unter den Protestierenden ist der 
Hass auf alle Symbole des kommunis-
tischen Regimes groß. Und die Fahne 
der Volksrepublik mit den fünf gelben 
Sternen nimmt hierbei eine zentrale 
Stellung ein. Das ändert jedoch nichts 
daran, dass Hongkong zum chinesi-
schen Staatsgebiet gehört, wenn auch 
als Sonderverwaltungszone. Von der 
Bewegung wird Tony nun zwar gefei-
ert, er hat seitdem aber auch Ärger mit 
der Polizei, die ihn am nächsten Mor-
gen zum Verhör abholte. Ihm droht 
nun eine Haftstrafe. „Der Kampf lohnt 
sich“, sagt Tony im Gespräch mit dem 
Autoren dennoch trotzig: „Schließlich 
steht unsere Zukunft auf dem Spiel.“

Und tatsächlich geht es um nichts 
weniger als die Zukunft Hongkongs. 
Im 22. Jahr nach der Übergabe durch 
Großbritannien sind sich die süd-
chinesische Wirtschaftsmetropole 
und Festlandchina fremder denn je. 
Die kommunistische Führung in Pe-
king hoffte lange, in der vereinbar-
ten Übergangszeit von fünfzig Jah-
ren ließe sich die ehemalige britische 
Kronkolonie nicht nur politisch, son-
dern auch mental schrittweise einver-
leiben. Doch das Prinzip „Ein Land, 

zwei Systeme“ ist gescheitert. Die jun-
gen Leute in Hongkong eint daher das 
Gefühl, an der Frontlinie eines epi-
schen Konflikts zwischen Freiheit und 
Unterdrückung zu stehen. Es ist ein 
Kampf zwischen David und Goliath,  
und sie sind fest entschlossen, ihn fort-
zusetzen. 

Schon jetzt haben Hongkongs De-
mokratie-Aktivist*innen Bemerkens-
wertes erreicht. Entzündet hatte sich 
ihr Protest an einem umstrittenen Aus-
lieferungsgesetz, das die Überstel-
lung mutmaßlicher Straftäter*innen 
aus dem teilautonomen Hongkong an 
Chinas Justiz vorsah. Schon der Ver-
dacht sollte eine Auslieferung mög-
lich machen. Dies hätte Hongkongs 
Behörden erlaubt, seine Bürger*innen 
an die autoritär regierte Volksrepub-
lik auszuliefern, wo es kein unabhän-
giges Rechtssystem gibt. Und das hätte 
womöglich auch Dissident*innen und 
Kritiker*innen des autoritären Regi-
mes in Peking betroffen. Doch dieses 
Gesetz ist nun gestoppt. Hongkongs 
Regierungschefin Carrie Lam hatte es 
bereits Ende Juni für „tot“ erklärt und 
versprochen, es in der laufenden Legis-
laturperiode nicht wieder einzubrin-
gen. Das ist ein Erfolg für Hongkongs 
Demokratiebewegung.

Radikalisierter Protest

Die Demonstrationen sind seitdem 
aber nicht abgeebbt. Im Gegenteil: 
Sie haben massiv zugenommen – und 
sich dabei radikalisiert. Zogen anfangs 
Hunderttausende friedlich und bunt 
durch Hongkongs enge Straßen, domi-

Felix Lee

Hongkongs Dilemma:
Ein Land, zwei Systeme



22     Kommentare 

Blätter für deutsche und internationale Politik 9/2019

niert bei den Demonstrationen nun die 
Farbe schwarz. Inzwischen kommt es 
dabei fast täglich zu Gewalt. Den Ak-
tivist*innen ist es sogar gelungen, zum 
Generalstreik zu mobilisieren. Zwar 
nahm die Mehrheit der arbeitenden 
Bevölkerung daran nicht teil, dennoch 
legten die rund 25 000 Streikenden die 
gesamte Stadt für Stunden lahm. Auch 
der internationale Flughafen, einer der 
verkehrsreichsten der Welt, musste 
wegen der anhaltenden Proteste schon 
mehrfach den Betrieb einstellen. 

Aber auch in ihren Forderungen ha-
ben sich die Demonstrant*innen radi-
kalisiert. Sie verlangen nicht mehr nur 
eine formelle Rücknahme des Auslie-
ferungsgesetzes, sondern auch den 
Rücktritt von Regierungschefin Lam 
und grundlegende demokratische Re-
formen, sprich: wirklich freie Wahlen 
zur Legislativversammlung. Denn der-
zeit sitzt im Hongkonger Parlament ei-
ne Mehrheit von Scheinabgeordneten, 
die nicht frei gewählt, sondern von Pe-
king ernannt werden. 

Einige Protestierende gehen sogar 
noch weiter: Sie zogen vor die offizielle 
Vertretung der Volksrepublik in Hong-
kong und schwenkten dort die briti-
sche Kolonialfahne. Damit rührten sie 
aus Sicht der kommunistischen Füh-
rung in Peking an einem Tabu: Hong-
kongs Loslösung von der Volksrepu- 
blik. Kein Wunder, dass Aktionen wie 
die des radikalen Demonstranten Tony 
Chung oder die Vorfälle vom 21. Juli, 
als Aktivist*innen die Vertretung der 
Volksrepublik mit Farbeiern bewarfen, 
die Vertreter der chinesischen Füh-
rung in Hongkong sehr viel mehr stö-
ren als stundenlange Straßenschlach-
ten im Finanzviertel.

Die Lage ist massiv aufgeheizt und 
ein Einlenken auf keiner der beiden 
Seiten zu erkennen: Längst folgen die 
Proteste einer Dynamik, wie man sie 
aus westlichen Demokratien kennt. 
Je länger diese anhalten, desto radi-
kaler werden die Forderungen. Bleibt 
die Regierung hart, verhärtet sich auch 
der Protest. Gibt die Regierung nach, 

könnte das den harten Kern der Akti-
vist*innen ebenfalls befeuern, weil sie 
das als ihren Erfolg werten und erst 
recht weiter demonstrieren. Westliche 
Demokratien finden meist einen zivi-
len Mittelweg, und irgendwann flau-
en die Proteste wieder ab. Doch Hong-
kong ist keine westliche Demokratie.

Deng Xiaopings Zusicherungen

Das erklärt sich aus der jüngsten Ge-
schichte: Bevor die Briten am 1. Juli 
1997 nach 155 Jahren Kolonialherr-
schaft Hongkong dem chinesischen 
Staat übergaben, hatte die Volksre-
publik nach langen Verhandlungen 
mit London zugesichert, der Stadt für 
weitere fünfzig Jahre wirtschaftliche, 
innenpolitische, soziale und kulturel-
le Souveränität zuzugestehen. Der da-
malige starke Mann in Peking, Deng 
Xiaoping, der kurz vor der Übergabe 
verstarb, hatte diesen Vertrag ausge-
handelt. „Ein Land, zwei Systeme“ lau-
tete das Motto. Deng schwebte sogar 
vor, dieses Modell auch auf das China 
vorgelagerte Taiwan auszuweiten, das 
bis heute de facto unabhängig ist. 

Unter den Briten gab es in Hongkong 
zwar auch keine vollständige Demo-
kratie, da London den Gouverneur be-
stimmte. Jedoch galten rechtsstaatli-
che Prinzipien, darunter eine unabhän-
gige Justiz, Meinungs- und Versamm-
lungsfreiheit sowie eine weitgehend 
korruptionsfreie Verwaltung. Und 1997 
wurde den Hongkonger*innen zugesi-
chert, dass sie über diese Rechte weiter 
verfügen dürfen, die den Menschen in 
der autoritären Volksrepublik bis heute 
vorenthalten werden.

Streng genommen bildete dieses 
Modell aus Pekinger Sicht einen Wi-
derspruch. Doch in seiner pragmati-
schen Art wollte Deng den Hongkon-
ger*innen die Angst vor dem chinesi-
schen Festland nehmen. Er setzte da-
rauf, dass sich die beiden völlig unter-
schiedlichen Systeme allmählich an-
nähern würden. Als Tor zum Rest der 
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Welt für das damals noch verhältnismä-
ßig unterentwickelte China, übernahm 
Hongkong seinerzeit für Peking auch 
wirtschaftlich eine wichtige Funktion. 
Viele Hongkonger*innen wiederum 
verdienten kräftig an der sich öffnen-
den Volksrepublik. Die Wirtschaftsleis-
tung der Stadt hat sich in den vergan-
genen zwanzig Jahren mehr als ver-
doppelt. Legt man das Pro-Kopf-Ein-
kommen zugrunde, ist Hongkong eine 
der reichsten Städte der Welt. 

Nach den Regenschirmprotesten

Inzwischen lebt dort aber eine Gene-
ration, die so selbstverständlich mit 
demokratischen Werten aufgewach-
sen ist wie junge Menschen in den 
USA oder Europa. Auch kulturell sind 
junge Hongkonger*innen Gleichaltri-
gen in Berlin, New York oder London 
ähnlicher als ihren Altersgenoss*in-
nen in Peking oder Shanghai. Anders 
als ihre Elterngeneration profitieren sie 
auch nicht von Chinas Aufstieg. Im Ge-
genteil: Sie leiden unter dem Ansturm 
reicher Festlandchines*innen auf ihre 
Stadt, den exorbitant gestiegenen Im-
mobilienpreisen und den teuren Ge-
schäften und Restaurants, die allesamt 
auf die kaufkräftigen Tourist*innen aus 
der Volksrepublik ausgerichtet sind.

Die Kritik an dieser Entwicklung 
trat bereits 2014 zutage: Hunderttau-
sende zumeist junge Hongkonger*in-
nen gingen damals auf die Straße und 
forderten eine Wahlrechtsreform, die 
es ermöglicht hätte, auch den Regie-
rungschef der Sonderverwaltungszo-
ne frei wählen zu können. Bei der Ak-
tion „Occupy Central“ blockierten Ak-
tivist*innen über Monate hinweg das 
Hongkonger Regierungsviertel. Da-
bei blieben sie durchweg friedlich. Die 
Polizei jedoch ging an einem der da-
maligen Aktionstage gewaltsam vor. 
Um sich gegen die Wasserwerfer und 
das Tränengas zu schützen, spann-
ten die Aktivist*innen Regenschirme 
auf. Hongkongs Demokratiebewegung 

hatte damit zugleich ein neues Symbol 
gefunden. Doch weder die Führung in 
Peking, noch die Hongkonger Regie-
rung ging auf die Forderungen der Re-
genschirmbewegung ein. Im Gegen-
teil: Die Aktivist*innen mussten mitan-
sehen, wie ihre Freiheiten weiter un-
tergraben wurden. 

So waren Ende 2015 plötzlich fünf 
Hongkonger Buchhändler spurlos ver-
schwunden, die bekannt dafür waren, 
pekingkritische Bücher zu verkaufen. 
Einige Wochen später trat einer von ih-
nen im chinesischen Staatsfernsehen 
auf – mit einem Schuldgeständnis. In-
zwischen konnte er nach Taiwan flüch-
ten und bestätigt: Es war erzwungen. 
Er hatte Sätze sagen müssen wie: „Ich 
habe unter dem Einfluss ausländischer 
Kulturen gestanden.“ Die Empörung 
vieler Hongkonger*innen war groß. 
Dennoch kritisierte die Stadtregierung 
nur verhalten Pekings rechtsstaats-
feindliches Vorgehen. Erst vor diesem 
Hintergrund wird deutlich: Bei den ak-
tuellen Protesten in Hongkong geht es 
nicht nur um ein umstrittenes Gesetz 
oder die Wut auf die Sicherheitskräfte. 
Und nicht nur wegen der verschwun-
denen Buchhändler ziehen auch immer 
mehr ältere Hongkonger*innen auf die 
Straße. Sondern sie empört auch, dass 
gewählten Abgeordneten der Pro-De-
mokrat*innen ihre Sitze im Parlament 
aberkannt wurden, Hongkonger Medi-
en immer stärker zensiert und die Or-
ganisator*innen der Regenschirmpro-
teste von 2014 mit Prozessen überhäuft 
werden. Einige von ihnen sitzen noch 
heute Haftstrafen ab.

Die Hongkonger Regierung hätte 
verhindern können, dass dieser Frust 
weiter zunimmt. Dazu hätte sie sich 
aber stärker für ihre Bürger*innen ein-
setzen müssen. So sieht es zumindest 
Anson Chan. Die 79jährige war wäh-
rend der Übergabe Hongkongs an Chi-
na Ende der 1990er Jahre die oberste 
Verwaltungschefin der Stadt. „Mit der 
kommunistischen Führung muss man 
hart verhandeln“, sagt sie. Nur so werde 
man auch in Peking ernst genommen. 
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Sie kritisiert das Vorgehen ihrer Nach-
folgerin, die genau das nicht macht: 
Carrie Lam sei eine „Marionette“. 

Vermeidbare Eskalation?

Doch könnte eine Hongkonger Re-
gierungschefin am grundsätzlichen 
Dilemma der Stadt etwas ändern? Po-
litisch muss sie den Vorgaben der au-
toritären Führung in Peking folgen; in 
grundsätzlichen Fragen bleibt ihr gar 
keine andere Wahl. Und auf die Un-
abhängigkeit Hongkongs wird sich 
Peking nicht einmal ansatzweise ein-
lassen. Das kann die chinesische Re-
gierung ihrer eigenen Logik gemäß 
auch gar nicht, weil es ihr im eigenen 
Land als Schwäche ausgelegt würde. 
Ihre Strenge ist es, die diese autoritäre 
Führung an der Macht hält. 

Das wiederum macht die Lage für 
die jungen Hongkonger*innen gefähr-
lich. Zudem hat sich Hongkongs Rolle 
für das chinesische Festland drastisch 
verändert. Als die Finanz- und Hafen-
metropole 1997 an die Volksrepublik 
ging, spielte sie noch eine zentrale Rol-
le für Chinas Wirtschaft. Fast die Hälf-
te des chinesischen Handels wurde da-
mals über Hongkong abgewickelt. Die-
se Bedeutung hat sich inzwischen rela-
tiviert: Heute sind es weniger als zwölf 
Prozent. Gleichzeitig sind Metropolen 
wie Shanghai und Peking wirtschaft-
lich erstarkt, und die südchinesischen 
Städte Guangzhou und Shenzhen ver-
kündeten 2018, dass ihre Wirtschaft 
mit der Hongkongs gleichgezogen hät-
te. Beide Städte liegen in unmittelba-
rer Nachbarschaft der einstigen Kron-
kolonie. Vor zwanzig Jahren wäre ein 
schwaches Hongkong für China wirt-
schaftlich noch eine Katastrophe ge-
wesen. Doch diese Bedeutung hat die 
Stadt heute nicht mehr. 

Noch will es Peking nicht darauf an-
kommen lassen, mit der Volksbefrei-
ungsarmee in die Sonderverwaltungs-
zone einzumarschieren und die Pro-
teste womöglich blutig niederzuschla-

gen. Die Zentralregierung droht zwar 
mit martialischen Bildern im Staats-
fernsehen, die zeigen, wie die Armee 
an der Grenze zu Hongkong mit Mili-
tärfahrzeugen aufrüstet, angeblich zu 
„Übungszwecken“. Überdies kursieren 
Bilder von tausenden Militärangehöri-
gen in Formation in einem Sportstadi-
on der Nachbarmetropole Shenzhen. 
Auch gepanzerte Fahrzeuge und Trup-
pentransporter waren zu sehen. 

Am 1. Oktober aber begeht die kom-
munistische Führung den 70. Jah-
restag der Volksrepublik. Diesen Tag 
möchte sie mit einer Parade feiern 
und sich dem Rest der Welt von ih-
rer prachtvollen Seite zeigen. Ein Ein-
marsch der Volksbefreiungsarmee in 
Hongkong wäre jedoch von Gewalt- 
ausbrüchen und Verhaftungen beglei-
tet. Das würde womöglich an die blu-
tige Niederschlagung der chinesi-
schen Demokratiebewegung auf dem 
Platz des Himmlischen Friedens im Ju-
li 1989 in Peking erinnern – und solche 
Bilder will die Pekinger Führung mög-
lichst vermeiden.

Hinzu kommt, dass in Taiwan An-
fang 2020 Präsidentschaftswahlen an-
stehen. Dabei könnte die amtierende 
pekingkritische Präsidentin Tsai Ing-
wen – die offen mit den Hongkonger 
Demonstrant*innen sympathisiert – 
von einem pekingfreundlichen Kandi-
daten abgelöst werden. Ein Einmarsch 
in Hongkong aber würde dem zuwi-
derlaufen. Damit würde dann auch das 
erklärte Ziel des chinesischen Staats- 
und Parteichefs Xi Jinping, in seiner 
Amtszeit die offene Taiwan-Frage zu 
„lösen“ in noch weitere Ferne rücken. 

Nach außen hin setzt Xi Jinping da-
her trotz aller Drohungen darauf, dass 
es der Hongkonger Regierung selbst 
gelingt, die Proteste einzudämmen. 
Sollte ihr dies nicht glücken und sich 
die Proteste noch weiter radikalisie-
ren, könnte sich Pekings Haltung aber 
schnell ändern. Denn das Machtmono-
pol der Kommunistischen Partei darf 
nicht angezweifelt werden – daran hat 
diese nie einen Zweifel gelassen.


